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Die Planungsgrundlagen für 2010 und 2011 stammen vom Staatsekretariat für Wirtschaft 
Seco, Bern; Stand Juni 2010.   
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Laufende Rechnung
D V hl 2011 hli t b i i A f d 3‘325 3 Milli F k d iDer Voranschlag 2011 schliesst bei einem Aufwand von 3‘325,3 Millionen Franken und einem 
Ertrag von 3‘348,1 Millionen Franken mit einem Ertragsüberschuss von 22,8 Millionen 
Franken ab.

Investitionsrechnung
Die bereinigte Investitionsrechnung weist im Voranschlag 2011 Ausgaben (Brutto-
investitionen) von 329,5 Millionen Franken und Einnahmen von 167,4 Millionen Franken aus. 
Die Nettoinvestitionen betragen 162,2 Millionen Franken.

Finanzierungsrechnung
Die Finanzierungsrechnung schliesst im Voranschlag 2011 mit einem Finanzierungs-
fehlbetrag von 5,2 Millionen Franken ab. Dieses Resultat einer roten Null konnte dank 
ausserordentlicher Sparanstrengungen aller Beteiligten (v.a. Entlastungspaket 2011) und 
einem Mehrertrag aus dem NFA-Ressourcenausgleich erzielt werden. 

Der Selbstfinanzierungsgrad beträgt 96,8 Prozent.
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Der Gesamtaufwand der Laufenden Rechnung sinkt gegenüber dem Voranschlag 2010 um 4,0 
Millionen Franken oder 0,1 Prozent. Die markantesten Abweichungen finden sich beim übrigen 
Aufwand (minus 76 8 Mio CHF oder 8 7%) und bei den Staatsbeiträgen an Dritte (plus 57 7 MioAufwand (minus 76,8 Mio. CHF oder 8,7%) und bei den Staatsbeiträgen an Dritte (plus 57,7 Mio. 
CHF oder 3,9%).

Der Personalaufwand steigt um 25,1 Millionen Franken (plus 4,4%). Die Kantonalisierung der 
heilpädagogischen Tageschulen trägt dazu 7,2 Millionen Franken bei. Zwei Prozent der 
Lohnsumme stehen für lineare und individuelle Lohnmassnahmen zur Verfügung. 

Die Steigerung des Sachaufwands von 8,6 Millionen Franken beruht hauptsächlich auf folgenden 
Sachverhalten:

M h k t k t l H it li ti d H t d ll ( l 2 9 Mi CHF)- Mehrkosten ausserkantonale Hospitalisationen  und Hausarztmodell (plus 2,9 Mio. CHF)
- Neue Zumietungen bei der Dienststelle Immobilien (plus 2,2 Mio. CHF)
- Mehraufwand baulicher Unterhalt (plus 2,2 Mio. CHF)

Die Passivzinsen und Abschreibungen reduzieren sich gegenüber dem Voranschlag 2010 
insgesamt um 18,6 Millionen Franken. Davon entfallen 4,1 Millionen Franken auf tieferen 
Zinsaufwand und 14,5 Millionen Franken auf tiefere Abschreibungen (insbesondere aufgrund der 
Übertragung der Spital- und Klinikgebäude). 

Die Staatsbeiträge an Dritte steigen um 57,7 Millionen Franken oder 3,9 Prozent. Der 
prozentuale Anteil der Staatsbeiträge an Dritte am Gesamtaufwand beträgt neu 45,8 Prozent 
(Voranschlag 2010: 44,0%). Die grössten Veränderungen ergeben sich bei folgenden 
Staatsbeiträgen:
- Luzerner Spitäler (plus 25,6  Mio. CHF)
- Beiträge für soziale Einrichtungen (plus 10,8 Mio. CHF)
- Beiträge an die Gemeinden für die Volks- und Musikschulen (plus 6,0 Mio. CHF)
- Ergänzungsleistungen an AHV-/IV-RentnerInnen (brutto plus 4,0 Mio. CHF)
- Prämienverbilligung (brutto plus 3,0 Mio. CHF)
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Die Reduktion beim übrigen Aufwand von 76,8 Millionen Franken ist insbesondere auf die 
Veränderung bei den durchlaufenden Beiträgen (minus 77,9 Mio. CHF, davon für Arbeits-markt
minus 92,8 Mio. CHF, Direktzahlungen Landwirtschaft plus 14,0 Mio. CHF) zurück-zuführen.



Der Gesamtertrag sinkt gegenüber dem Voranschlag 2010 um 28,2 Millionen Franken 
oder 0,8 Prozent. Der Ertragsminderung beim übrigen Ertrag (minus 98,7 Mio. CHF) 
stehen Mehrerträge bei den Entgelten den Anteilen ohne Zweckbindung und denstehen Mehrerträge bei den Entgelten, den Anteilen ohne Zweckbindung und den 
Beiträgen von Dritten von insgesamt 72,1 Millionen Franken gegenüber.

Die budgetierten Steuererträge (Staatssteuern, Sonder- und Nebensteuern, 
Motorfahrzeugsteuern) reduzieren sich um 1,6 Millionen Franken. Darin ist der Ausfall bei 
den natürlichen Personen aus der Steuergesetzrevision 2011 mit 42 Millionen Franken 
eingerechnet. Wir haben im Voranschlag 2011 beim Bruttoertrag der natürlichen 
Personen einen Zuwachs von 4 Prozent und bei den juristischen Personen einen 
Zuwachs von 3 Prozent gegenüber der Hochrechnung 2010 eingeplant. Der 
Staatssteuerfuss verbleibt unverändert bei 1 5 EinheitenStaatssteuerfuss verbleibt unverändert bei 1,5 Einheiten. 

Der Zuwachs bei den Entgelten (plus 11,2 Mio. CHF oder 6,0%) ist zu je rund 4 Millionen 
Franken auf Mehrerträge bei den Gebühren für Amtshandlungen (u.a. Grundbuchämter, 
Amt für Migration) und auf höhere übrige Entgelte (u.a. Beratungsdienstleistungen) 
zurückzuführen.

Die Anteile an den Beiträgen ohne Zweckbindung (Anteile an Bundesein-nahmen) 
erhöhen sich gegenüber dem Voranschlag 2010 um 32,8 Millionen Franken oder  6,0 
Prozent Unter dieser Position werden die Ausgleichszahlungen des Bundes aus derProzent. Unter dieser Position werden die Ausgleichszahlungen des Bundes aus der 
NFA, die kantonalen Anteile an der direkten Bundessteuer und die Verrechnungssteuer 
verbucht. 

Der Mehrertrag bei den Beiträgen von Dritten (plus 28,1 Mio. CHF oder 5,4%) ist 
namentlich auf eine Budgetverschiebung und eine leichte Ertragssteigerung bei den 
Bundesbeiträgen für Asylwesen, auf die Erhöhung des Rahmenkredites des Bundes für 
die Berufsbildung und auf höhere Bundesbeiträge für die Prämienverbilligung 
zurückzuführen.
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Der übrige Ertrag sinkt gegenüber dem Voranschlag 2010 um 98,7 Millionen Franken 
oder 9,1 Prozent. Von diesem Ertragsrückgang entfallen 77,9 Millionen Franken auf die 
durchlaufenden Beiträge. Der Übertrag der Spital- und Klinik-gebäude führt zu einem 
Rückgang der Mietzinseinnahmen von 35,7 Millionen Franken. 



Ergebnis der Finanzierungsrechnung:Ergebnis der Finanzierungsrechnung:

- 2012: 58,5 Millionen Franken Finanzierungsfehlbetrag

- 2013: 46,0 Millionen Franken Finanzierungsfehlbetrag

- 2014: 43,3 Millionen Franken Finanzierungsfehlbetrag

- 2015: 52,3 Millionen Franken Finanzierungsfehlbetrag

Der Selbstfinanzierungsgrad sinkt von 96,8 Prozent im Jahr 2011 auf 67,0 Prozent im Jahr 
2012 und steigt bis im Jahr 2014 auf 75 2 Prozent an2012 und steigt bis im Jahr 2014 auf 75,2 Prozent an.
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Di F li i t d V l i h d S ldi d Fi i h dDiese Folien zeigt den Vergleich der Saldi der Finanzierungsrechnung resp. des 
Selbstfinanzierungsgrades zwischen dem IFAP 2009-2013 und dem IFAP 2011-2015. Der 
Vergleich der Planung zeigt, dass insbesondere das Finanzplanjahr 2012 seit längerem als 
herausforderndes Jahr erkannt wird. 

Dank den eingeleiteten Massnahmen wie Verzichtspaket 2010, Entlastungspaket 2011 und 
der Zurückhaltung bei neuen Ausgaben sowie der Budgetdisziplin plus der positiven 
Ertragsentwicklung (NFA, Steuern) sind die Finanzperspektiven gemäss dem IFAP 2011-
2015 besser. Es braucht aber weitere Anstrengungen um die gesetzlichen Vorgaben der 
Schuldenbremse einzuhaltenSchuldenbremse einzuhalten.
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Der Aufwand der Laufenden Rechnung nimmt zwischen 2011 und 2015 um 8,2 Prozent 
zuzu. 

In Prozenten ist das stärkste Wachstum in den Aufgabenbereichen Gesundheit 
(insbesondere neue Spitalfinanzierung) sowie Finanzen und Steuern (steigende Zinsen 
und Abschreibungen) geplant.

In absoluten Beträgen ist das stärkste Wachstum bei der Sozialen Wohlfahrt (+78,1 Mio. 
CHF - insbes. Prämienverbilligung und Ergänzungsleistungen), bei der Gesundheit (63,2 
Mio. CHF - insbes. neue Spitalfinanzierung), sowie bei der Bildung (46,1 Mio. CHF -
insbes. Volksschulen (Kostenteiler) und tertiäre Bildung) geplant.
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Der Gesamtertrag nimmt zwischen 2011 und 2015 um 6 8 Prozent zu womit er sichDer Gesamtertrag nimmt zwischen 2011 und 2015 um 6,8 Prozent zu, womit er sich 
weniger stark entwickelt als der Gesamtaufwand (+8,2%). Das durchschnittliche 
Ertragswachstum beträgt 1,7 Prozent.

Bei den Steuererträgen haben wir die Ist-Zahlen 2009, die Prognosen für 2010, die 
Konjunkturtendenzen sowie die Steuergesetzrevision 2011 berücksichtigt. Gesamt-haft
resultiert ein Wachstum der Steuern zwischen 2011 und 2015 von 9,1 Prozent.

Die Entgelte wachsen zwischen 2011 und 2015 um 5,6 Prozent. Hauptgrund für diese 
Steigerung ist die Teuerung.

Die Mitfinanzierung unserer Staatsbeiträge durch Bund und Gemeinden (z.B. 
Ergänzungsleistungen) sowie höhere Anteile an der direkten Bundessteuer und dem 
Ressourcenausgleich des neuen bundesstaatlichen Finanzausgleichs führen dazu, dass 
die Beiträge und Anteile zwischen 2011 und 2015 gemäss Prognose um 117,8 Millionen 
Franken oder 9,7 Prozent zunehmen werden.
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